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Entwurf einer Anderung des Oö. Raumordnungs-
gesetzes 1994 (Oö. ROG-Novelle 2015)

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Rechnungshof (RH) dankt für den mit Schreiben vom 12. Dezember 2014,
GZ:Yerf-ZO13-80108/t t-May, übermittelten Entwurf einer Oö. Roc-Novelle 2015 und
nimmt hiezu im Rahmen des Begutachtungsverfahrens aus der Sicht der Rechnungs-
und Gebarungskontrolle wie folgt Stellung:

1. Atlgemeines

Der RH hat in seinem Positionspapier ,,Verwaltungsreform 2O11", Reihe Positio-
nen 2011/1, in Pkt.9.2B zu Fragen derRaumordnung insbesondere bci Infrastruktur-
planungen allgemein auf die Zersplitterung des Raumordnungsrechts und die Kom-
petenzverteilung zwischen Bund und Bundesländern hingewiesen, die zu Verzö-
gerungen und Reibungsverlusten insbesondere in Fällen der mangelnden Sicherung der
für In frastruktu rp roj ekte erfo rderlichen Trassen führt.

Der RH empfahl daher sowohl im Bereich der Legistik als auch im Bereich der über-
örtlichen Planung (Raumordnungsprogramme, Regional- und Sachprogramme,
Flächenwidmungspläne) und der Verwaltungsverfahren Maßnahmen, um Flächen-
sicherungen frühzeitig zu ermöglichen und um Nutzungsbeschränkungen, Abstands-
regelungen sowie Einschränkungen für die Bebaubarkeit von Trassen durchzusetzen.
Darüber hinaus sollte die raumplanerische Umsetzung verbessert werden, um eine
abgestimmte und vorausschauende Flächensicherung zu verwirklichen.



GZ 3 01,.3 25 / 003 -281 / 1 4 Seite 2 / 5

2. Z¡rm vorliegenden Entwurf

2.1. Zu 511 Abs.3a - Überregiona[e Leitungsìnfrastrukturen und
überörtljche Verkeh rswege

Nach der vorgeschlagenen Bestimmung soll in Raumordnungsprogrammen fèstgelegt
werden können, dass bestimmte Grundflächen für überregionale Leitungsinfrastruk-
turen und überörlliche Verkehrswege vorzubehalten sind.

Der RH weist positiv darauf hin, dass
aus dem Bericht Reihe Bund ZOlIlB,
Rechnun¡{ getragen werden kann:

dadurch f'olgenden Schlussempfchlungen (SE)

,,F I ächcnfieihaltun g für ln f'rastrukturp roj ekte"

,,SE (36) Rcchtswirksame Planungen solltcn so rasch wie möglich in überörtliche
Raumordnungsprogramme aufgenommen sowie in den Flächenwidmungspläncn
kenntlich gemacht werden. (TZ Zl)

SE (51) Auf eine möglichst zeilnahe Kenntlichmachung von Versorgungseinrichtungen
in der Flächenwidmung sollte gcachtet werden. (TZ 6t)

SE (52) Trassen sollten mil Instrumenten der Raumordnung von Bebauung freigehalten
werden. (TZ 65)"

Der RFI weist jedoch kritisch darauf hin, dass nach den Erläuterungen zum vorlie*
genden Entwurf'die Sicherun¡4 und lìreihaltung von Flächetn nur ,Jür die Errichtunq
uon in der Kompetenz des Landes liegenden Infrastrukturen uon übcrregionaler
Bedeutung" erfolgen soll" Im Hinblick auf die vom RIJ kritisierte, zwischen Bund und
Bundesländern vorliegende Zersplitterung des Raumordnungsrechts und der Kompe-
tenzrechtslage waren die o.a. Empfèhlungen des RH für sämtliche Infrastruktutvor-
haben, unabhängig von einer ,,kompetenzrechtlichen Zuständigkeit" für diese zu
verstehen.

Zur Klarstellung, dass in Raumordnungsprogrammen auch Grundflächen für Infia-
strukturvorhaben, zu deren Regelung der llund oder mehrere Bundeslåinder zustândig
sind, vorbehalten werden können regt der RH an, diese in den Erläuterungen darge-
stellte Einschränkung des Gesetzeswortlaules * auch im Sinne einer kompetcnzrecht-
lich gebotenen ,,Rücksichtnahmepflicht" (s. etwa VtSlg. 18.096/2002) auf'jeweils
gegenbetciligte Gebictskörperschaften - entfallen zu lassen.
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2.2 Zu 5 18 Abs. 7 - Gefahrenzonenp[äne gemäß

Wasserrechtsgesetz 19 59

Die vorgeschlagene Bestimmung sieht vor, dass künflig auch Gefàhrenzonenpläne
gemäfì Wasserrechtsgesetz 1959 verplÌichtend in den Flächenwidmungsplänen der
Gemeinden ersichtlich zu machen sind.

Der RH hat in diesem Zusammenhang im Bericht Reihe Oberösterreich 2008/2, ,,Schutz
vor Naturgefahren; Verwendung der Mittel aus dem Katastrophenfbnds" inTZ 23
sowie in seinem Positionspapier ,,Verwaltungsreform 2011", S. 189, emplbhlen,
Gefährdungsbereiche einheillich zu definieren und diese in Raumordnungs-
plänen/FlächenwidmunSspliinen verpfl ichtend auszuweisen.

Die vorgeschlagene Regelung wird daher positiv als Berücksichtigung dieser Empleh-
lung im Bereich der Zuständigkeit der Bundesländer bewertet. Der RH weist an dieser
Stelle jedoch auch auf die weiterhin bestehende Kompetenzzersplitterung im Bereich
der Schutzmaßnahmen vor Naturkatastrophen hin, die eine einheitliche Abwicklung
von Katastrophenschutzmaßnahmen erschweren. Insbesondere ist in diesem Zusam-
menhang auf die weiterhin fehlende, bundesweit cinheitliche Defìnition und
Fesllegung von Gefährdungsflächen und Gefahrenzonen hinzuweisen.

2.3 Zu I 19 Abs. 1 und 0 21 Abs. 1 und La - Baulandwidmungen
und Hochwasserschutz

Mit dcn vorgeschlagenen Bestimmungen solì das Verbot von Baulandwidmungen auch
auf'Flächen in - entsprechend der gem. S l1 Forstgesetz 1975 (ForstG 1975) erlasscnen
Verordnung des Bundesministers für Land- und Forslwirtschalt vom 30. Juli 1976 über
die Gefahrenzonenpläne, BGBI. Nr.436/1976, und dergem. 5 42aAbs.2 und 3 Was-
serrcchtsgesetz 1959 (WRG 1959) erlassenen WRG-Gefahrenzonenplanungsverord-
nung, BGBI. II Nr. 145i2O14 - rot gekennzeichneten Zonen ausgcdehnt werden.

Um fundierte Planungsgrundlagen für die überörtlichc Raumplanung schal'fun zu
könne'n, empfahl der RH inTZ 24 des o.a. Ilerichts Reihc Oberösterrreich 20OB/2 den
Ländern, neben einer Gesamterhebung aller Retentionsflächen auch deren Aufnahme
in überörtliche Raumordnungsprogramme vorzusehen. Weiters regte er an, ent-
sprechende rechtliche Rahmenbedingungen zu schaffcn, sodass überörtlichen
Festlegungen nebcn einer Information auch eine Bindungswirkung für die örtliche
Raumplanung zukommt.
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Der Rll weist positiv darauf hin, dass mit der vorgeschlagenen Festlcgung von abso-
luten Bauverbotszonen aul'Ebene der örtlichen Raumordnung in FIächenwidmungs-
plänen entsprechcnd der übcrörtlich in Gelàhrenzonenplänen erfolgten Festlegung von
insb. im Zusammenhang mit Hochwasserereignissen stehenden ,,roten Zonen" diese
Empf'ehiung des RH entsprechend berücksichtigt wird. Eine Berücksichtigung rler
Freihaltung von Retentionsräumen im Rahmen künftiger Schutzmaßnahmcn entspricht
auch der Schlussempfehlung (2) des RH im Bericht Reihe Niederösterreich 2OO4l10
,,Gefahrenzonenplanung betrel'f end Hochwässer an der Triesting". Der RH regt jerloch
im Rahmen des Begut:rchtungsverfàhrens an, eine entsprechende verpflichtende
Berücksichtigung dieser ,,roten Zonen" auch auf Ebene der überörtlichen Raumplanung
ausdrücklich zu verankern, etwa durch cinen klarstellenden Hinweis auf die
Gefahrenzonenpläne gemäß ForstG 1975 und WRG 1959 in S 11 Abs. 5 0ö, R0G tgg4.

Abschließend wird darauf hingewiesen, dass die vorgeschlagenen Bestimmungen eine
Vielzahl unbestimmter Gesetzesbegriffe, wie etwa ,,maßgeblich beeinträchtigt", ,,erheb-
Iich höheres Gefährdungspotenzial" und ,,bauliche Maßnahmen geringer Größe für
touristische Nutzungen" cnthalten, wodurch cine einheitliche Vollziehung dieser
Bestimmungen erschwert werden könn1e.

2.4 Zu 5 2 Abs. 17 4 - Entfatt des Raumordnungszie[s

,,Rohstoffsicherung"

Mit der vorgeschlagenen Bestimmung soll die Berücksichtigung der Interesscn der
Rohstofßicherung als eines der Ziele und Grundsätzc Íïr die Raumordnung in S 2
Abs. i 7" 4 Oö.R0G 1994 entfallen. Die Erläulerungen luhren dazu aus, dass die:

,,Fesllegung uon Rohstoffabbaugebieten primär bu.ndesrechtlichen Vorschriften
unterlieqt (MineralrohstoJ'fqesetz) und Instrumente der Raumordnung hier tediglich eine
sehr unterge ordnete Rolle spielen".

Der RH weist dazu nochmals auf die

' aus der o.a. Judikatur des Verfassungsgerichtshofs (s. etwa VfSlg. lB.096lzool)
fol gende kompetenzrechtliche Rücksichtnahmepfl icht,

o im Mineralrohsloffgesetz an mehreren Stellen vorgesehene verpflichtende Berück-
sichtigung der Raumordnungsinteressen der Bundesländer, sowie
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' die Raumordnungsgesetze anderer Bundesländer (2.8. S 2 Abs. I Z 13 Kärntner
Raumordnungsgesetz oderS 3 Abs. 3Z6lit. g Steiermärkisches Raum-
ordnungsgesetz) hin, in denen etwa eine Freihaltung von Flächen mit überörtlich
bedeutsamen Rohstoffuorkommen und damit eine Berücksichtigung der im
geltenden 0ö. ROG 1994 genannten Interessen der Rohstoffsicherung vorgesehen
ist.

Der RH regt daher im Rahmen der Begutachtung an, von der vorgeschlagenen
Streichung in S 2 Abs. I Z 4 Oö. ROG 1994 Abstand zu nehmen, urn eine ent-
sprechende Berücksichtigung der überörtlichen Interessen der Rohstoffsicherung
weiterhin sicherzustellen.

Mit freundlichen Grüßen

Der Präsident:
i.V. Sektionschef Mag. Wolfgang Wiklicky
Leiter der Sektion 4
Bildung, Wissenschaft, Infrastruktur, Immobilien
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